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Liebe Ostholsteinerinnen und Ostholsteiner,  

wir leben in einer Region, die von einer hohen Lebensqualität geprägt ist. Viele erfreuen 
sich an Landschaft oder Kultur, nutzen Freizeitangebote oder finden hier ihren 
Arbeitsplatz. Für diese Menschen ist Ostholstein ein guter Ort zum Leben ï quasi alltäglich 
erlebbar. 

Wenn etwas für viele Menschen erlebbar ist, bedeutet das aber auch, dass eben nicht 
jeder an diesem Alltag teilhaben kann. Ziel und Anspruch muss es aber sein, dass 
möglichst alle Menschen in den Blick genommen werden und wir uns gemeinsam fragen, 
wie ein möglichst breites Miteinander gelingen kann.  

Besonders betroffen von Teilhabeeinschränkungen sind Menschen mit Behinderungen. 
Um diese Teilhabeeinschränkungen abzubauen, haben die Vereinten Nationen eine 
Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen verabschiedet, welche in 
den Mitgliedstaaten auf allen Ebenen umgesetzt werden sollen. Der Kreis Ostholstein hat 
sich als eine dieser Ebenen am 19. März 2013 durch einen Beschluss des Kreistages auf 
den Weg gemacht, diesen Aktionsplan zur Umsetzung der Konvention zu erarbeiten. 

Dabei wurde im Verlauf der Erarbeitung immer deutlicher, wie umfangreich die mit der 
Inklusion verbundenen Herausforderungen sein werden, da alle Lebensbereiche betroffen 
sind. Zudem ist die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, ähnlich wie die 
erfolgreiche Integration von Zuwanderern, immer auch mit der Offenheit der 
ĂMehrheitsgesellschaftñ verbunden. Nur wenn ein breiter gesellschaftlicher Konsens 
gegeben ist, kann auch Verständnis und Akzeptanz erwachsen.  

Dieses Sensibilisieren für Lebenslagen und Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen und das Erkunden von Lösungswegen für eine verbesserte Teilhabe kann 
also nur gelingen, wenn ein solcher Prozess in der Breite der Gesellschaft verankert wird. 
Um dem gerecht zu werden, haben wir zahlreiche öffentliche Veranstaltungen organisiert 
und gezielt Multiplikatoren in den Prozess mit eingebunden. Diese Form der Beteiligung 
hat aber nicht nur sensibilisiert, sie hat auch vielen Betroffenen Teilhabe ermöglicht und 
die Chance eröffnet, in eigener Sache das Wort zu ergreifen. 

Das Formulieren und Vortragen der eigenen Anliegen ist allerdings immer nur ein erster 
Schritt. Danach muss dann auch das Anliegen mit den gesellschaftlichen Gegebenheiten 
verglichen werden, um die vornehmlichen Veränderungserfordernisse zu identifizieren. 
Dieses ist in den Fachforen gut gelungen und so wurde eine Reihe von Alltagsrealitäten 
identifiziert, welche hier in den Blick genommen werden sollen. Diese Maßnahmen würden 
im Übrigen nicht nur Menschen mit Behinderungen nutzen, sondern könnten auch vielen 
anderen Menschen im Alltag zu Gute kommen.  

Mit dieser verbesserten Teilhabe im Alltag, kann Ostholstein dann 
auch wirklich erlebbar für alle werden! 

Reinhard Sager 
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1 Einführung 

1.1 UN-Konvention, Grundbegriffe und gesetzliche Grundlagen 

Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-
Behindertenrechtskonvention ï kurz UN-BRK) wurde am 13.12.2006 durch die 
Vollversammlung der Vereinten Nationen in New York verabschiedet und ist mittlerweile 
von 166 Staaten der Welt unterzeichnet und ratifiziert worden. Sie trat am 26. März 2009 
in der Bundesrepublik Deutschland rechtlich verbindlich in Kraft. Sie konkretisiert die 
allgemeinen Menschenrechte im Hinblick auf die besonderen Bedürfnisse und 
Lebenslagen behinderter Menschen. Sie stellt klar, dass Menschen mit Behinderungen ein 
uneingeschränktes und selbstverständliches Recht auf Teilhabe besitzen.  

Das Leitbild der UN-Behindertenrechtskonvention ist Inklusion. Inklusion bedeutet, dass 
alle Menschen in ihrer Vielfalt gleichberechtigt am Leben in der Gemeinschaft teilhaben 
können. Inklusion bedeutet im Gegensatz zur Integration: Nicht der Mensch mit 
Behinderung muss sich anpassen, um ādabeió sein zu kºnnen, sondern alle 
gesellschaftlichen Bereiche müssen seinen Bedürfnissen entsprechend angepasst und 
geöffnet werden. Niemand darf ausgegrenzt werden, jeder soll mitmachen können. 

 

 
 

Das politische Leitziel der Inklusion ist ebenso wie das Recht auf Selbstbestimmung, 
Partizipation und Barrierefreiheit in den letzten Jahren vielfältig politisch und gesetzlich 
verankert worden: Außer in der UN-Behindertenrechtskonvention findet sich das Ziel der 
Inklusion so zum Beispiel neuerdings in Artikel 7 der Verfassung des Landes Schleswig-
Holstein.  

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), das Bundes- und 
Landesbehindertengleichstellungsgesetz, das Sozialgesetzbuch IX oder die 
Landesbauordnung sind Beispiele für diese veränderte Behindertenpolitik.  
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Zentrale Begriffe der UN-Behindertenrechtskonvention sind  

(vgl. Art. 2 UN-BRK): 

Diskriminierung aufgrund von Behinderung ist jede Unterscheidung, Ausschließung oder 

Beschränkung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel oder zur Folge hat, die 
gleichberechtigte Teilhabe zu beeinträchtigen oder verhindern.  

Angemessene Vorkehrungen sind notwendige und geeignete Änderungen oder 
Anpassungen, die ohne unverhältnismäßige Kosten und Belastung es einer Person mit 
Behinderung ermöglichen gleichberechtigt teilhaben zu können. Die Versagung 
angemessener Vorkehrungen ist übrigens auch eine verbotene Diskriminierung aufgrund 
von Behinderung.  

Universelles Design bedeutet Produkte, Dienstleistungen, Programme, Umgebungen 

und Gebäude so zu gestalten, dass sie möglichst von allen Menschen ohne eine 
Anpassung oder Hilfe genutzt werden können.  

Hilfreich ist auch das Zwei-Kanal-Prinzip, bei dem Informationen immer für zwei Sinne 
zur Verfügung gestellt werden (z.B. Sehen und Hören, Sehen und Tasten). 

Kommunikation umfasst im Sinne der UN-BRK Sprachen, Gebärdensprache, 
Textdarstellungen, Brailleschrift, taktile Kommunikation, Multimedia sowie schriftliche, 
auditive in einfache oder Leichte Sprache übersetzte, durch Vorleser zugänglich gemachte 
sowie ergänzende und alternative Formen der Kommunikation wie z.B. Unterstützte 
Kommunikation. 

 

1.2 Aktionspläne auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene 

Die UN-BRK formuliert verbindliche Ziele und einen Rahmen für die Vertragsstaaten, 
indem sie sich dazu verpflichten nach und nach unter Ausschöpfung der verfügbaren 
Mittel alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur 
Umsetzung der anerkannten Rechte der Menschen mit Behinderungen zu treffen. Nach 
Artikel 4 Abs. 5 der UN-BRK gelten die Bestimmungen ohne Einschränkungen und 
Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaates, also auch für Länder und Kommunen.  
Aus der UN-Behindertenrechtskonvention lassen sich keine direkten Leistungsansprüche 
ableiten. Behörden und Gerichte müssen aber alle Bestimmungen einhalten, die 
unmittelbar anwendbar sind und bei der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe oder bei 
Ermessensentscheidungen die UN-BRK berücksichtigen.  

Die Planung der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention auf den verschiedenen 
Ebenen erfolgt häufig durch sogenannte Aktionspläne. In einem Aktionsplan werden die 
Ausgangssituation mit den aktuellen Problemen, eine Vision und konkrete Ziele zur 
Behebung der Probleme und Verbesserung der Situation sowie die Maßnahmen zur 
Erreichung der Ziele beschrieben. Außerdem wird festgelegt, wie die Maßnahmen 
überprüft und der Plan weiterentwickelt werden sollen. Wichtig ist, dass der Aktionsplan im 
Sinne der Devise Ănichts ¿ber uns ohne unsñ gemeinsam mit den Betroffenen entwickelt 
wird und der Planungsprozess transparent ist.  

Der hier auf Kreisebene vorliegende Aktionsplan Inklusion ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ 
des Kreises Ostholstein muss im Zusammenhang mit den Aktionsplänen zur Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtskonvention auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene 
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gesehen werden. Viele der Probleme behinderter Menschen in Ostholstein lassen sich 
durch den Kreis Ostholstein aufgrund seiner fehlenden oder beschränkten Zuständigkeit 
alleine nicht lösen. Es ist daher wichtig, die entsprechenden aktuellen Aktionspläne auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene zu kennen, wenn möglich an der Entwicklung 
mitzuwirken und die geplanten Maßnahmen für Ostholstein zu nutzen und sie ggf. mit den 
Maßnahmen dieses Aktionsplanes zu verzahnen.  

Auf der Bundesebene ist der Nationale Aktionsplan 2.0 der Bundesregierung zur 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention am 28.6.2016 vom Bundeskabinett 
verabschiedet worden. Es ist der zweite Aktionsplan auf Bundesebene, der den ersten 
Nationalen Aktionsplan ĂUnser Weg in die inklusive Gesellschaftñ aus dem Jahre 2011 
weiterentwickelt und fortschreibt. 

Auf Landesebene hat die Landesregierung Schleswig-Holstein den Entwurf des 
Aktionsplanes mit dem Motto ĂWir wollen ein Land des Miteinandersñ vorgelegt 
(Stand:1.3.2016), der in den Ministerien ausgearbeitet wurde und im Mai und Juni 2016 
auf verschiedenen Veranstaltungen mit den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern und 
Verbänden diskutiert wurde. 

Auf kommunaler Ebene haben die ersten Gemeinden im Kreis Ostholstein, unterstützt 
durch das Inklusionsprojekt ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ der Lebenshilfe Ostholstein, 
begonnen Aktionspläne zu entwickeln. Die Heiligenhafener Stadtvertretung hat am 
23.6.2016 einen kommunalen Aktionsplan zum Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention verabschiedet, der Aktionsplan der Gemeinde Ratekau 
ĂUnsere Gemeinde wird inklusivñ wurde am 20.7.2016 in der Gemeindevertretung 
beschlossen. 

 

 

Aktionspläne der Gemeinde Ratekau und der Stadt Heiligenhafen 
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1.3 Menschen mit Behinderungen im Kreis Ostholstein 

 

Menschen mit Behinderungen sind im Sinne der UN-BRK (Art.1) 

ĂMenschen, die langfristige kºrperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeintrªchtigungen 
haben, welche sie in Wechselwirkungen mit verschiedenen Barrieren an der vollen, 
wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft behindern kºnnen.ñ 

Die UN-Behindertenrechtskonvention nimmt einen Blickwechsel vor. Sie unterscheidet 
zwischen der Beeinträchtigung einer Person wie z.B. etwas nicht schnell verstehen, nicht 
gut hören, sehen oder laufen zu können und den verschiedenen Barrieren, die die 
Menschen an einer Teilhabe hindern, wie z.B. komplizierte Sprache, nur visuelle oder 
sprachliche Hinweise, Treppen oder nicht barrierefreie Busse oder Toiletten. Erst im 
Wechselspiel zwischen der Beeinträchtigung und den Barrieren entsteht eine Behinderung 
der Teilhabe an einer Aktivität, an der andere Bürgerinnen und Bürger problemlos 
teilhaben können.  

In Schleswig-Holstein hat jeder fünfte Mensch eine Behinderung, 12% gelten als 
schwerbehindert1. In Ostholstein leben knapp 22.000 Menschen (Stand: 31.12.2015)2, die 
eine anerkannte Schwerbehinderung mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 
mindestens 50 haben, dies sind 11% der Bevölkerung. Da die meisten Menschen nicht mit 
einer Beeinträchtigung geboren werden, sondern diese erst im Laufe eines Lebens 
erwerben, steigt der Anteil der Menschen mit Behinderungen mit zunehmendem 
Lebensalter. So haben 2,6% aller 18-25-jährigen in Ostholstein eine anerkannte 
Schwerbehinderung mit einem GdB von mindestens 50, bei den über 65-jährigen sind es 
bereits 24,2% und damit fast jeder vierte.  

Ende 2014 waren bereits 26,6% aller Einwohnerinnen und Einwohner in Ostholstein 65 
Jahre und älter, dies liegt deutlich über dem bundesweiten Anteil von 21%. Der Anteil der 
älteren Menschen an der Bevölkerung und damit auch die Zahl von Menschen mit 
Beeinträchtigungen wird durch den demographischen Wandel in den nächsten Jahren 
spürbar steigen. Verstärkt wird dieser Trend dadurch, dass ältere Menschen gerne nach 
Ostholstein ziehen, um hier ihren Ruhestand zu verbringen.  

Menschen mit Behinderungen sind aber nicht nur als Einwohnerinnen und Einwohner, 
sondern auch als Gäste in Ostholstein präsent. Der Kreis Ostholstein hat einen großen 
Gesundheitsbereich mit vielfältigen Kliniken und Kureinrichtungen. Gerade unter den 
Patientinnen und Patienten finden sich viele Menschen mit Beeinträchtigungen, die auf 
barrierefreie Angebote im Umfeld angewiesen sind.  

Attraktionen wie die Landesgartenschau 2016 in Eutin, die Eutiner Festspiele, der 
Hansapark, aber vor allem die Ostseeküste und Holsteinische Schweiz sind attraktiv für 
Menschen, die auch mit einer Beeinträchtigung hier teilhaben wollen und attraktive, 
barrierefreie touristische Angebote suchen und auf eine entsprechende barrierefreie 
Infrastruktur wie die Bürgerinnen und Bürger angewiesen sind.  

                                            

1
 Landesregierung Schleswig-Holstein 2016, 7 

2
 Alle Daten Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein, teils eigene Berechnungen 
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Behinderte Menschen haben ganz unterschiedliche Beeinträchtigungen und Interessen 
und benötigen deshalb auch ganz unterschiedliche Formen der Barrierefreiheit und 
Unterstützung. Manchmal sind die größten Barrieren die Barrieren im Kopf. Die wichtigste 
Unterstützung ist deshalb Offenheit, um durch angemessene Vorkehrungen die Teilhabe 
zu ermöglichen und gemeinsam erkannte Barrieren zu beseitigen.  

Barrierefreiheit im umfassenden Sinne ist nicht nur für Menschen mit Beeinträchtigung 
wichtig, sondern ein Komfortmerkmal für alle, wichtig für 40% der Bevölkerung und 
unerlässlich für 10%. Es geht z.B. bei baulichen Barrieren nicht nur um Menschen im 
Rollstuhl, sondern auch um Seniorinnen und Senioren mit Rollatoren, Eltern mit 
Kinderwagen, Reisende mit schwerem Gepäck, Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer 
oder Lieferantinnen und Lieferanten mit Waren. Leichte Sprache und Piktogramme sind 
z.B. nicht nur für Menschen mit Lernschwierigkeiten, sondern auch für ausländische 
Touristinnen und Touristen sowie Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshintergrund 
sinnvoll. Wer würde sich z.B. nicht über Formulare in Leichter Sprache freuen? 
Informationen auf mindestens zwei Sinneskanälen zugänglich zu machen, ist nicht nur für 
blinde oder sehbehinderte bzw. gehörlose oder schwerhörige Menschen sinnvoll, sondern 
erleichtert allen die Orientierung. Die Weiterentwicklung von Inklusion und Barrierefreiheit 
in unserem Kreis dient somit allen Bürgerinnen und Bürgern und Gästen.  

Die Interessen der Menschen mit Behinderung werden kreisweit durch einen aktiven 
Beirat für Menschen mit Behinderung und lokale Behindertenbeauftragte und 
Seniorenbeiräte vertreten. 

 

 

Ortsbegehung in der Vorsaison in Grömitz 
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2 Aktionsplan Inklusion ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ 

2.1 Zentrale Ziele 

F¿r den Kreis Ostholstein wurde das Motto ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ auch f¿r den 
Aktionsplan Inklusion übernommen und als Vision formuliert: 

ĂOstholstein soll eine Region werden, in der alle Menschen in ihrer Vielfalt  als 
Bürgerinnen und Bürger, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Gäste oder Kundinnen 
und Kunden willkommen sind und selbstverständlich ohne Barrieren am gesellschaftlichen 
Leben teilhaben kºnnen. Das ist Inklusion!ñ 

Wir sehen die Umsetzung von Inklusion und Barrierefreiheit als Gegenwarts- und 
Zukunftsaufgabe für den Kreis und die Kommunen, die nur als Querschnittsaufgabe aller 
Politikbereiche unter der aktiven Beteiligung aller gesellschaftlichen Kräfte, sowie den 
Bürgerinnen und Bürgern mit und ohne Behinderungen vor Ort gemeinsam geleistet 
werden kann. Es ist ein mittelfristiger, dynamischer Prozess für den auf Kreisebene nun 
erstmals mit dem Aktionsplan Inklusion ein erster Fahrplan vorliegt. Er wird Schritt für 
Schritt umgesetzt, ausgewertet und beständig weiter entwickelt werden müssen.  

 

 

Für den Prozess gelten folgende Ziele: 

Å Bewusstsein schärfen, Einstellungen öffnen 

Å Strukturen und Prozesse verändern 

Å Menschen und Institutionen bei Veränderungen unterstützen  

Å Service für Kommunen durch Information, Vernetzung und Kooperation 
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Abbildung 1: Prozesskreis zur Erstellung und Durchführung des Aktionsplanes Inklusion 

2.2 Vorgehen - Prozesssteuerung und Beteiligungsverfahren 

Der Prozess kann anhand der folgenden Graphik (Abbildung 1) des Prozesskreises zur 
Erstellung und Umsetzung des Aktionsplanes Inklusion in Ostholstein3 dargestellt werden. 
Die einzelnen Phasen werden im Folgenden beschrieben:  

 

 

 

 

 

2.2.1 Entstehungsgeschichte 

Der Impuls zur strategischen Weiterentwicklung der Themen Inklusion und Barrierefreiheit 
entwickelte sich aus einer gemeinsamen Veranstaltung der Arbeitskreise Wohnen und 
Soziales sowie Tourismus der Aktivregion Wagrien-Fehmarn zum Thema Barrierefreiheit 
im Oktober 2010 in Oldenburg. Daraus bildete sich ein kreisweiter Arbeitskreis Inklusion 
und Barrierefreiheit mit vielfältigen Kooperationspartnern, der sich reihum in den 
verschiedenen Gemeinden in Ostholstein traf, Austauschmöglichkeiten bot und ein 
entsprechendes Projekt entwickeln wollte.  

Im Februar 2012 gelang es schließlich ein über die Aktion Mensch gefördertes, 
einjªhriges, kleines Inklusionsprojekt ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ zu starten, f¿r das die 
Lebenshilfe Ostholstein als Durchführungsträger gewonnen werden konnte. Ziel des 
Vorprojektes war es für das Thema Inklusion und Barrierefreiheit zu sensibilisieren und 
Kooperationspartner für ein folgendes dreijähriges Projekt zu gewinnen.  

                                            

3
 Angelehnt an Rohrmann, Albrecht; Schädel, Johannes: Inklusive Gemeinwesen Planen. Eine Arbeitshilfe. 

Herausgegeben vom Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Düsseldorf 2014, S.47  
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Es folgten exemplarisch gemeinsame Ortsbegehungen zum Thema Barrierefreiheit in acht 
Gemeinden und verschiedene Fachtage zu Themen wie ĂInklusion in der Kita ï wie geht 
das?ñ, ĂBereit f¿r Barrierefreiheit - Reisen und Leben in der Regionñ in Kooperation u.a. mit 
dem Ostsee Holstein Tourismus oder einen Workshop ĂBarrierefreiheit - eine Chance für 
Ihre Kommuneñ für kommunale Entscheidungsträger.  

Mit der Abschlussveranstaltung ĂOstholstein erlebbar f¿r alle? Eine Frage der Politik. Auf 
dem Weg zu einer politischen Strategie und einem Aktionsplan zur regionalen Umsetzung 
der UN-Konventionñ unter Schirmherrschaft des Landrates Sager und Vertretern aller 
Parteien endete das Projekt. In der Folge fasste der Kreistag im März 2013 den 
einstimmigen Beschluss zur Erarbeitung eines Aktionsplanes auf Kreisebene und zur 
dauerhaften Installation eines Beirates für Menschen mit Behinderung auf Kreisebene. 

 

 

Landrat Sager mit Gebärdensprachdolmetscherin bei der Veranstaltung 
ĂOstholstein, erlebbar f¿r alle ï eine Frage der Politikñ 12.2.2013 

 

Auf der Grundlage des erfolgreichen Vorprojektes konnte ab 
2014 ein größeres von der Aktion Mensch gefördertes, 
dreijªhriges Projekt ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ bei der 
Lebenshilfe Ostholstein starten, in dem der Kreis Ostholstein 
neben neun weiteren Kommunen aus dem Kreis 
Kooperationspartner ist. Im Rahmen des Projektes werden 
neben verschiedenen Aktivitäten der Öffentlichkeitsarbeit und 
Sensibilisierung, die Städte und Gemeinden unterstützt auf 
kommunaler Ebene Aktionspläne zu entwickeln. Um das 
notwendige gemeinsame Vorgehen bei diesem Thema zu 
signalisieren, greift auch der Aktionsplan Inklusion des Kreises 
das Motto ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ im Titel auf.   
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2.2.2 Politischer Auftrag  

Der Kreistag und der Hauptausschuss haben auf ihren Sitzungen am 19.03.2013 bzw. 
06.05.2014 grundlegende Beschlüsse zur Erarbeitung eines Aktionsplanes Inklusion für 
den Kreis Ostholstein gefasst. In mehreren Arbeitsgruppensitzungen haben Vertreter der 
Verwaltung unter Leitung des Landrates gemeinsam mit dem Beirat für Menschen mit 
Behinderung, externen Fachpersonen und Vertreterinnen des Jugendhilfe- und des 
Sozialausschusses die Möglichkeiten zur Ausgestaltung dieses Vorhabens erörtert und 
ein Eckpunktepapier verfasst, das in der Sitzung des Hauptausschusses am 26.08.2014 
beschlossen wurde. 

2.2.3 Vorgehen - Prozesssteuerung und Beteiligungsverfahren 

Der Prozess wird durch eine Koordinationsstelle Aktionsplan Inklusion in der 
Kreisverwaltung und eine Steuerungsgruppe koordiniert und durch eine 
Inklusionskommission, in der eine Vielfalt von gesellschaftlichen und politischen Akteuren 
vertreten ist, begleitet. Das öffentliche Beteiligungsverfahren erfolgte über eine 
Inklusionskonferenz, sechs thematische Foren sowie eine Veranstaltung zum Thema 
inklusionsorientierte Verwaltung und eine Veranstaltung für die Städte und Gemeinden. 
Insgesamt wurden über 400 verschiedene Personen mit einbezogen, viele Menschen 
haben mehrfach an Veranstaltungen teilgenommen.  

In der Koordinierungsstelle arbeitet Herr Dr. Stefan Doose als Prozesskoordinator, der von 
der Beruflichen Schule des Kreises Ostholstein stundenweise an den Kreis abgeordnet 
wurde. Organisatorisch wurde er von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Kreisverwaltung dabei unterstützt.  

Der Steuerungskreis bestehend aus den drei Fachbereichsleitungen und 
Fachdienstleitung Personal und Organisation aus der Kreisverwaltung, einem Vertreter 
des Beirates für Menschen mit Behinderung (Herr Horst Martin), der Projektleitung 
ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ (Frau Lena Middendorf) sowie einem Vertreter der 
Kommunen (Ratekaus Bürgermeister Thomas Keller) hat zwölfmal getagt, die 
Veranstaltungen mit vorbereitet und Grundsätze für den weiteren Prozess festgelegt.  
Es zeigt sich, dass der Prozess einerseits als Querschnittsaufgabe in der Verwaltung 
angelegt sein muss, andererseits die Kooperation mit den Kommunen, dem Beirat für 
Menschen mit Behinderung und dem Projekt ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ f¿r das 
Gelingen sehr wichtig ist.  

Die Inklusionskommission mit 30 Personen aus Politik, Wirtschaft, Verbänden und dem 
Beirat für Menschen mit Behinderung, die den Prozess begleitet, tagte erstmals am 
3.12.2014, dem internationalen Tag der Menschen mit Behinderungen. Am 2.7.2015 fand 
die zweite Sitzung der Inklusionskommission statt, in der eine erste Zwischenbilanz 
gezogen und die Idee f¿r eine gemeinsame Kampagne ĂOstholstein, erlebbar f¿r alle ï wir 
sind dabei!ñ vorgestellt wurde. Die Mitglieder der Inklusionskommission wurden im 
Frühjahr 2016 über den Stand der Entwicklung informiert und hinsichtlich ihrer Beiträge 
und Anregungen für den Aktionsplan befragt. Am 30. Juni 2016 wurde der Entwurf des 
Aktionsplanes Inklusion in der Inklusionskommission vorgestellt und diskutiert. 
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Die Handlungsfelder dieses Aktionsplanes sind: 

(1) Barrierefreie Infrastruktur (Öffentliche Räume, Mobilität, Kommunikation) 

(2) Barrierefrei Wohnen vor Ort mit inklusionsorientierten Unterstützungsdiensten 
  (Assistenz, Pflege, Gesundheit) 

(3) Inklusive Bildung (Kindertagesstätten, allgemeinbildende und berufliche Schulen, 
Weiterbildung) 

(4) Übergang Schule-Beruf und Arbeit 

(5) Inklusion im Freizeit-, Kultur und Sportbereich sowie Tourismus 

(6) Bewusstseinsbildung/ Sensibilisierung 

 

 

2.2.4 Öffentlichkeitsarbeit  

Im Rahmen des Internetauftrittes des Kreises wurde unter www.kreis-oh.de/inklusion eine 
Seite mit aktuellen Informationen zum Aktionsplan Inklusion gestaltet, auf der der Prozess 
und die Ergebnisse aller Foren dokumentiert werden. Die Internetseite ist barrierefrei und 
die Inhalte der Seite und die Dokumente können seit kurzem auch vorgelesen werden. 
Alle Veranstaltungen wurden auch durch Pressearbeit begleitet, so dass zahlreiche Artikel 
zu den einzelnen Veranstaltungen veröffentlicht wurden. 

 

 

Artikel Ostholsteiner Anzeiger 4.12.2014 zur ersten Sitzung der Inklusionskommission 

  

http://www.kreis-oh.de/inklusion
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2.2.5 Auftaktveranstaltungen 

1.Inklusionskonferenz ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ am 23.2.2015 

Am 23.2.2015 fand die erste Inklusionskonferenz ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ mit rund 
140 Bürgerinnen und Bürger mit und ohne Beeinträchtigung in Eutin statt. Dabei ging es 
einerseits darum die Bürgerinnen und Bürger über den geplanten Prozess zur Erarbeitung 
des Aktionsplanes Inklusion auf Kreisebene zu informieren und aus verschiedenen 
Perspektiven zu beleuchten.  

 

 

Podium mit Prof. Dr. Rohrmann, Landrat Sager , der Moderatorin  
Frau Rehmund-Hess und dem Koordinator Dr. Doose 

 

In neun moderierten Gesprächsgruppen wurden 
Anregungen der Bürgerinnen und Bürger aufgenommen. 
Dabei wurden insbesondere die unzureichende 
Barrierefreiheit, aber auch die Barrieren und Vorurteile in 
den Köpfen angesprochen. Besonderes Thema war auch 
die noch unbefriedigende Situation im öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) und die fehlende Möglichkeit 
von niedrigschwelliger, unabhängiger Beratung und 
Information. 
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Präsentation der Austauschgruppen-Ergebnisse 1. Inklusionskonferenz 

 

Hier wurde ein ĂDesign f¿r alleñ als Planungsgrundsatz und eine bessere Vernetzung 
angeregt. Positiv wurde von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern aufgenommen, dass 
der Prozess ĂOstholstein, erlebbar f¿r alleñ in Bewegung kommt, eine ºffentliche 
Sensibilisierung auch durch den Beirat für Menschen mit Behinderung erfolgt und es erste 
Fortschritte in Bezug auf Inklusion und Barrierefreiheit in einigen Kommunen im Kreis gibt, 
die in der Öffentlichkeit wahrnehmbar sind. 

 

 

 

 

Überschrift Presseartikel Markt 28.2.15 
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Aktionstag inklusionsorientierte Verwaltung am 19.3.2015 

Der Aktionstag inklusionsorientierte Verwaltung am 19.3.2015 diente als interne 
Auftaktveranstaltung für den Prozess in der Kreisverwaltung mit rund 50 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern. Nach einer einführenden Informationsveranstaltung war die Möglichkeit 
gegeben, gemeinsam mit betroffenen Bürgerinnen und Bürgern mit Beeinträchtigungen im 
Rollstuhl, blind, mit Hörschutz oder im Alterssimulationsanzug das Kreishaus in Eutin zu 
erkunden. 

 

 

 

 

Dabei zeigte sich, dass es im Kreishaus in Bezug auf Barrierefreiheit 
Verbesserungsbedarf gibt, insbesondere im Hinblick auf ein barrierefreies, auch für 
sehbehinderte und blinde Menschen erkennbares Beschilderungs- und Leitsystem, 
akustische Ansagen z.B. in Fahrstühlen, die automatische Öffnung der Flurtüren.  

Für Betroffene sind außerdem barrierefreie pdf-Dokumente, wichtige Informationen in 
Leichter Sprache und Hinweise auf Gebärdensprachdolmetscher wichtig.  

Grundsätzlich hat die Veranstaltung aber schon in der Bewusstseinsbildung positiv 
gewirkt. Die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen werden mit einer größeren 
Sensibilität aufgenommen.  

Alterssimulationsanzug Begehung des Kreishauses 






































































































































